
Der Sdiaden, den die Klägerin erlitten hat, bestand 
zunächst in dem Verlust der Anwartschaft auf den Er
werb des Erbanteils der Frau B. zu dem in dem Kauf
angebot bestimmten Preise. Eine weitere Folge der 
von dem Beklagten verschuldeten Fristversäumnis war 
der Rechtsstreit des Ehemannes B, gegen die Klägerin 
und der Abschluß des Vergleichs vom 16. April 1948. 
Dieser Vergleich, der etwas unklar gefaßt ist, ist dahin 
auszulegen und ist von allen Beteiligten dahin ver
standen worden, daß die Klägerin den Grundstücks
anteil, als dessen Eigentümerin sie schon eingetragen 
worden war, in die Erbengemeinschaft zuruckzuge- 
währen hatte, daß sie dagegen das Geschäft mit In
ventar behalten sollte und daß sie auf Rückzahlung des 
von ihr gezahlten Kaufpreises verzichtete. Daß die 
Klägerin den Vergleich in diesem Sinne verstanden hat, 
ergibt sich aus ihrem Schreiben vom 22. April 1948 an 
den Beklagten, und daß auch Frau B. ihn so aufgefaßt 
hat, ergibt sich daraus, daß der Vergleich auch von ihr 
in diesem Sinne durchgeführt worden ist. Die Sach
lage hat sich demnach wie folgt gestaltet: Wäre die 
Annahme des Kaufangebots rechtzeitig beurkundet 
worden, so hätte die Klägerin für den Kaufpreis von 
35 000,— DM (zuzüglich der Hälfte der etwa zur Aus
zahlung gelangenden Altguthaben) den ganzen Erb
anteil — Grundstück, Geschäft und Inventar — er
worben. Infolge der Nichtbeurkundung hat sie auf 
Grund des Vergleichs für die gezahlten 35 000,— DM 
nur das Geschäft mit Inventar, nicht aber die Grund
stückshälfte erworben. Es ist ihr also der Grundstücks
anteil der Frau B. entgangen, den sie sonst erhalten 
hätte. Der Einheitswert des Grundstücks beträgt un
streitig, 43 400,— DM. Es war mit einer Hypothek von 
24 306,— DM belastet. Der reine Grundstückseinheits
wert beträgt also 19 094,— DM. Die Hälfte hiervon be
trägt 9547,— DM. Daß der Verkehrswert des Grund
stücks m i n d e s t e n s  seinem Einheitswert gleich
kommt, ist ohne weiteres anzunehmen und auch von 
dem Beklagten nicht bestritten. Ob der Verkehrswert 
höher ist, kann dahin gestellt bleiben, da der Wert 
von 9547,— DM, den die Klägerin eingebüßt hat, schon 
den eingeklagten Teilbetrag von 8000,— DM übersteigt. 
Zu berücksichtigen ist allerdings, daß die Klägerin den 
restlichen Kaufpreis von nominell 11 000,— DM nun 
nicht zu zahlen braucht. Dieser Betrag sollte aber nur 
in Höhe der zur Auszahlung gelangenden Altguthaben 
gezahlt werden. Die Hälfte dieser Altguthaben, die die 
Klägerin nach dem Kaufangebot noch zahlen sollte, be
trug nominell 11000,— DM. Da aber Altguthaben 
höchstens mit 10% des nominellen Betrages zur Aus
zahlung gelangen werden, wird der Klägerin dadurch 
höchstens die weitere Zahlung von 1100,— DM erspart. 
Auch wenn man also diesen Betrag von den erwähnten 
9547,— DM abzieht, verbleibt ein Betrag von min
destens -8447,— DM, um den die Klägerin schlechter 
gestellt ist, als wenn der Erbschaftskauf wirksam ge
worden wäre. Diesen durch die Amtspflichtverletzung 
des Beklagten entstandenen Ausfall muß der Beklagte 
der Klägerin nach § 21 RNO ersetzen.

Der Beklagte kann sich nicht darauf berufen, daß die 
Klägerin ohne Not einen ihr ungünstigen Vergleich ge
schlossen habe und daß sie insbesondere nicht auf die 
Rückzahlung des von ihr gezahlten Kaufpreises oder 
eines Teiles davon hätte verzichten sollen. Die Prozeß
lage war für die Klägerin durchaus ungünstig, sie wäre 
zweifellos verurteilt worden, wenn sie nicht einen Ver
gleich geschlossen hätte. Der Vergleich ist in der ge
schlossenen Form unstreitig vom Oberlandesgericht 
angeregt und seine Annahme der Klägerin empfohlen 
worden. Außerdem hat sich die Klägerin ausdrücklich 
das Recht Vorbehalten, den Vergleich zu widerrufen, 
falls der Beklagte mit ihm nicht einverstanden sei. Sie 
hat dem Beklagten Gelegenheit gegeben, zu dem Ver
gleich Stellung zu nehmen. Dieser hat dem Vergleichs
abschluß nicht nur nicht widersprochen, sondern er hat 
seine Annahme in seinem Schreiben an Rechtsanwalt 
H. vom 4. Mai 1948 sogar empfohlen. Bei dieser Sach
lage kann es der Klägerin keinesfalls als Verschulden 
angerechnet werden, wenn sie den Vergleich ange
nommen oder ihn nicht widerrufen hat; es würde den 
Grundsätzen von Treu und Glauben zuwiderlaufen, 
wenn der Beklagte sich jetzt darauf berufen könnte, 
daß die Klägerin den Vergleich nicht hätte abschließen 
sollen. Ob die Streitverkündung wirksam erfolgt ist

oder nicht, kann unter diesen Umständen ganz dahin
gestellt bleiben; jedenfalls ist dem Kläger hinreichende 
Gelegenheit gegeben worden, dem Abschluß des Ver
gleichs zu widersprechen. Wenn er den Vergleich für 
zu ungünstig hielt, so hätte er das sagen und die 
Klägerin zum Widerruf veranlassen sollen. Es ist nicht 
zu bezweifeln, daß sie den Vergleich widerrufen haben 
würde, wenn der Beklagte das gewünscht hätte.

Demnach ist die Klage in Höhe des geltend gemachten 
Teilanspruchs begründet, ohne daß noch auf die wei
teren von der Klägerin geltend gemachten Schadens
posten eingegangen zu werden braucht. Eine Verteilung 
des eingeklagten Teilbetrages auf die einzelnen Scha
densposten ist nicht erforderlich, da der gesamte 
Schaden auf einem einheitlichen Haftungsgrund — 
der unzulänglichen Belehrung der Klägerin durch den 
Beklagten — beruht und es sich daher nicht um mehrere 
selbständige Ansprüche, sondern um einen einheitlichen 
Schadensanspruch handelt, der in verschiedene Scha
densposten zerfällt (vgl. RGZ 157, 326).

§ 1300 BGB ist nicht mehr anwendbar.
LG Cottbus, Beschl. vom 1. Juni 1951 — Ta 89/51.

Aus den G r ü n d e n :
Die Parteien verlobten sich am 1. Januar 1949. Die 

damals 18jährige Klägerin hatte bis dahin noch keinen 
Geschlechtsverkehr gehabt. Nach Eingehen des Verlöb
nisses erfolgte zwischen den Verlobten laufend Ge
schlechtsverkehr, der 1950 zu einer Schwangerschaft 
führte. Am 25. Dezember 1950 löste der Beklagte das 
Verlöbnis.

Die Klägerin verlangt gemäß § 1300 BGB mit Rück
sicht auf den Geschlechtsverkehr DM 1000,— als Ent
schädigung für den Schaden, der nicht Vermögens
schaden ist, und beantragt einstweilige Kostenbefrei
ung für ihre Klage. Durch Beschluß des Amtsgerichts 
in Guben vom 6. März 1951 ist das Armenrechtsgesuch 
wegen Aussichtslosigkeit zurückgewiesen worden. 
Hiergegen richtet sich die Beschwerde.

Diese ist nach § 127 ZPO zulässig, aber unbegründet. 
Nach § 1300 BGB kann eine „unbescholtene“ Verlobte, 
die mit ihrem Verlobten Geschlechtsverkehr gehabt 
hat, im Falle einer unberechtigten Auflösung durch den 
Verlobten auch wegen des Schadens, der nicht Ver
mögensschaden ist, eine billige Entschädigung in Geld 
verlangen. In Band 4 S. 698 der Protokolle über die Be
ratungen des Bürgerlichen Gesetzbuches ist als gesetz
geberischer Grund für die Bestimmungen des § 1300 
angegeben, die Hoffnung der Braut, ihr Fehltritt werde 
ihr keinen Schaden bringen, werde durch den Rücktritt 
des Bräutigams vereitelt, ihre Versorgungsaussichten 
würden dadurch zerstört, mindestens beeinträchtigt. 
Diese Begründung beweist, daß die Regelung des § 1300 
BGB die Anschauung der damals herrschenden Klasse 
zum Ausdruck bringt, nach der die Frau im Berufs
und Wirtschaftsleben nicht die gleichen Rechte hatte 
wie der Mann und für ihre Versorgung auf eine Ehe 
angewiesen war. Auch der Grundgedanke, daß die 
Heiratsaussichten einer Frau durch einen Geschlechts
verkehr mit einem früheren Verlobten sich verschlech
terten, während umgekehrt die geschlechtliche Unbe
rührtheit des Mannes nicht als wesentlich für die Hei
ratsaussichten angesehen wurde, kennzeichnet den 
Standpunkt der damals herrschenden Kreise über die 
Frau als eine Person minderen Rechtes.

Man erblickte in der Frau in der damaligen kapitali
stischen Gesellschaft einen Wertgegenstand und in dem 
Geschlechtsverkehr vor der Ehe eine Minderung ihres 
Wertes, der sich für ihre Versorgung auf dem Heirats
markt nachträglich auswirkte. Man sprach zwar im 
§ 1300 BGB von einem ideellen Schaden, d. h. von einem 
Schaden, der nicht Vermögensschaden ist, meinte aber 
— wie die Protokolle ergeben — die materielle Wert
minderung und den sich daraus ergebenden Versor
gungsschaden.

In der Deutschen Demokratischen Republik nimmt 
die Frau in einer neuen Gesellschaftsordnung in jeder 
Weise eine dem Manne gleichberechtigte Stellung ein. 
Artikel 7 der Verfassung garantiert ihr die gleichen 
Rechte, woraus sich auch die gleichen Pflichten ergeben, 
insbesondere die Pflicht, am Aufbau mitzuarbeiten wie
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